
 

Kantonsrat  
Parlamentsdienste  

Rathaus / Barfüssergasse 24 
4509 Solothurn  
Telefon 032 627 20 79  
Telefax 032 627 22 69  
pd@sk.so.ch  
www.parlament.so.ch 

Medienmitteilung 

 
 
 
Strafanstalt Schöngrün - Justizkommission nimmt Einsitz in der Un-

tersuchungskommission 

 

Solothurn, 26. März 2009 - Die Justizkommission (JUKO) hat sich an ih-

rer heutigen Sitzung vom Vorsteher des Departementes des Innern, 

Peter Gomm über die Vorfälle in der Aussenstelle Bleichenberg der 

Strafanstalt Schöngrün eingehend informieren lassen. Sie hat als Auf-

sichtskommission - nach kritischer Befragung  - zur Kenntnis genom-

men, dass Regierungsrat Peter Gomm eine administrative Untersu-

chung eingeleitet und völlige Transparenz zugesagt hat. Die JUKO 

wird mit ihren Mitgliedern Yves Derendinger (FdP, Solothurn) und 

Thomas Müller (CVP, Lostorf) in der Arbeitsgruppe Einsitz nehmen, 

die die administrative Untersuchung führen wird.   

 

Die kantonsrätliche Justizkommission hat sich an ihrer heutigen Sitzung, unter 

der Leitung von Jean-Pierre Summ (SP, Bettlach) vom Vorsteher des Departe-

mentes des Innern (DdI), Peter Gomm eingehend über die Vorkommnisse in 

der Aussenstelle Bleichenberg der Strafanstalt Schöngrün informieren lassen. 

Der Chef des DdI wurde begleitet durch den Chef des Amtes für öffentliche 

Sicherheit, Rudolf Tschachtli und den Direktor der Strafanstalt Schöngrün, Pe-

ter Fäh. Die JUKO nahm die Gelegenheit wahr den Vertretern des DdI zahlrei-

che kritische Fragen zu stellen. 

 

Die Kommission nahm zur Kenntnis, dass der Regierungsrat - auf Antrag des 

Departementschef des Innern - eine administrative Untersuchung eingeleitet  



 

hat. Peter Gomm hat zudem die bereits erfolgte Schliessung der Aussenstelle 

Bleichenberg als Sofortmassnahme bestätigt und der Kommission völlige 

Transparenz zugesagt. 

 

Beschlossen wurde, dass die JUKO mit ihren Mitgliedern Yves Derendinger 

(FdP, Solothurn) und Thomas Müller (CVP, Lostorf) in der Arbeitsgruppe Ein-

sitz nehmen wird, die die administrative Untersuchung führt. Sie ist der Mei-

nung, dass damit die Forderungen nach einer parlamentarischen Untersu-

chungskommission (PUK) gegenstandslos werden. 
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